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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Oktober 1956 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
26 . April 1956 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über Filmfragen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens ist in deutscher und englischer 
Sprache beigefügt. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner TJniversitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 




Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 26. April 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über Filmfragen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 26. April 1956 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über Filmfragen wird zugestimmt. Das Abkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß 
seinem Artikel 6 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika 
über Filmfragen 


Agreement 

between the Federal Republic of Germany 
and the United States of America 
regarding films 


Artikel 1 

Die Vereinigten Staaten von Amerika stimmen der 
vollständigen Aufhebung der Anmerkung zu Tarif-Nr. 
3708 in der Liste XXXIII des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens betreffend Spielzeitkontingente für 
die Vorführung von ausländischen Filmen in der Bundes- 
republik Deutschland zu. 

Artikel 2 

Die Bundesrepublik Deutschland erklärt sich bereit, bis 
zum 31. Dezember 1957 die Einfuhr von ausländischen 
Filmen in das Gebiet der Bundesrepublik sowie deren 
Vorführung an keine weiteren oder erschwerenden Be- 
dingungen oder Voraussetzungen zu knüpfen, sofern es 
sich nicht um Maßnahmen handelt, die auf in- und aus- 
ländische Filme in gleicher Weise angewendet werden. 
Die Geltungsdauer der in diesem Artikel übernommenen 
Verpflichtung wird automatisch um ein weiteres Jahr 
verlängert, sofern sie nicht von einer der beiden Ver- 
tragsparteien bis zum 30. September 1957 ausdrücklich 
gekündigt wird. Die Vertragsparteien sind sich darüber 
einig, daß diese Verpflichtung die Anwendung des Ar- 
tikels XIX des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
nicht ausschließt. 

Artikel 3 

Falls nach Ablauf des in Artikel 2 erwähnten Zeit- 
raums ein -Spielzeitkontingent eingeführt wird und hier- 
bei die deutsche Devisenlage Verbote oder Beschränkun- 
gen erforderlich macht, werden diese lediglich den Nicht- 
transfer von Erträgnissen betreffen. Diese Verpflichtung 
kann jeweils bis zum 30. September mit Wirkung zum 
31. Dezember des betreffenden Jahres gekündigt werden. 


Artikel 4 

Beide Vertragsparteien behalten sich ausdrücklich alle 
Rechte aus Artikel XXIII des Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens vor. 


Artikel 5 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, wel- 
ches für die Zwecke dieses Abkommens nur die Gebiete 
umfaßt, über welche der Senat von Berlin behördliche 
Befugnisse ausübt, vorausgesetzt, daß die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland der Regierung der Vereinig- 


Article 1 

The United States of America agrees to the entire 
eliminition of the note to Tarif f No. 3708 of Schedule 
XXXIII of the General Agreement on Tariffs and Trade 
with respect to a screen time quota for the exhibition of 
foreign films in the Federal Republic of Germany. 


Article 2 

The Federal Republic of Germany agrees not to impose 
any other or more burdensome conditions or require- 
ments upon the importation of foreign films into or their 
exhibition in the territory of the Federal Republic until 
December 31, 1957, unless they are measures which apply 
in the same manner to domestic and foreign films. The 
period of the undertaking in this article will be auto- 
matically extended for a further period of one year un- 
less specifically denounced by either party before Sep- 
tember 30, 1957. The Contracting Parties agree that this 
Obligation does not exclude the application of Article 
XIX of the General Agreement on Tariffs and Trade. 


Article 3 

Should a screen time quota be instituted after the 
expiration of the period mentioned in Article 2 and in 
this case should the German exchange position demand 
prohibitions or restrictions, these can only be imposed 
through the non-transfer of proceeds. This undertaking 
can be denounced in any year up until the 3Qth of Sep- 
tember, with effect on December 31 of that year. 


Article 4 

Both Contracting Parties specifically reserve all rights 
arising from Article XXIII of the General Agreement on 
Tariffs and Trade. 


Article 5 

This Agreement also applies to the Land Berlin, whidi 
for the purpose of the agreement comprises only those 
areas over which the Berlin Senat exercises Jurisdiction, 
provided that within three months following the effective 
date of the agreement the Government of the Federal 
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ten Staaten von Amerika innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten des Abkommens schriftlich notifiziert, 
daß alle für die Anwendung dieses Abkommens in Berlin 
erforderlichen rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind. 


Artikel 6 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tage 
in Kraft, an dem bei der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika die Notifizierung eingeht, daß das Ab- 
kommen in der Bundesrepublik Deutschland die verfas- 
sungsmäßige Zustimmung gefunden hat. 


ZU URKUND DESSEN haben die Unterzeichneten Ver- 
treter dieses Abkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 26. April 1956 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und englischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Republic of Germany shall have furnished to the Govern- 
ment of the United States of America a written notifica- 
tion that all legal procedures necessary for the applica- 
tion of the present agreement in Berlin have been com- 
plied with. 

Article 6 

The present Agreement shall enter into force one 
month after the date of receipt by the Government of 
the United States of America of notification of its consti- 
tutional ratification in the Federal Republic of Germany. 


IN WITNESS WHEREOF, the undersigned represent- 
atives have signed the present Agreement. 

DONE at Bonn, this 26th day of April 1956, in duplicate 
in the German and English languages, each of which 
shall be of equal authenticity. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
For the Federal Republic of Germany: 
Hallstein 


Für die Vereinigten Staaten von Amerika: 
For the United States of America: 
James Bryant Conant 
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Begründung 


I. Allgemeine Vorbemerkung 

Nach Artikel IV des Allgemeinen Zoll- und Handels- 
abkommens (GATT) vom 30. Oktober 1947 — jetzt Ar- 
tikel IV, Ziffer 10 in der Fassung vom 10. März 1955 — , 
dem die Bundesrepublik im Jahre 1951 beigetreten ist, 
ist bei der Einfuhr von belichteten Kinofilmen eine men- 
genmäßige Beschränkung nur in der Form von Spiel- 
zeitkontingenten zulässig. Diese für die übrigen GATT- 
Partner geltende Regelung hatte jedoch für die Bundes- 
republik keine uneingeschränkte Gültigkeit, da diese im 
Frühjahr 1951 bei den Verhandlungen in Torquay den 
Vereinigten Staaten von Amerika gegenüber eine Ver- 
pflichtung eingehen mußte, von deren Übernahme die 
Vereinigten Staaten von Amerika s. Z. die Gewährung 
ihrer Zollzugeständnisse der Bundesrepublik gegenüber 
abhängig gemacht hatten. Sie fand ihren Niederschlag 
in dem Protokoll von Torquay vom 20. April 1951 (Bun- 
desgesetzbl 1951 II S. 173), u. zw. als Anmerkung 2 zu 
Tarifnummer 37 08 in der Liste XXXIII (Zollzugeständ- 
nisliste der Bundesrepublik) mit folgendem Wortlauf: 
„Sollte die Bundesrepublik Deutschland eine Spiel- 
quotenregelung für die Aufführung von Filmen deut- 
schen Ursprungs einführen, so wird sie in diesem 
Falle keine Verbote oder Einschränkungen (außer nicht 
diskriminierenden Gebühren oder anderen Lasten) für 
die Einfuhr von Filmen, die von einem anderen Ver- 
tragspartner hergestellt sind, aufrechterhalten oder er- 
lassen, gleichviel, ob sie durch Quoten, Import- oder 
Exportlizenzen oder sonstige Maßnahmen wirksam 
werden. Falls die Bundesrepublik Deutschland eine 
solche Spielquotenregelung einführt, sollte diese 27°/o 
nicht übersteigen. 

Hierbei ist jedoch festzustellen, daß, sollte eine Spiel- 
quotenregelung, wie oben erwähnt, eingeführt werden, 
und sollten aus der Devisenlage Verbote oder Ein- 
schränkungen notwendig werden, diese nur den Nicht- 
transfer der Einspielergebnisse zur Folge haben 
würden." 

Mit der Begründung, daß die Begrenzung einer nach 
Artikel IV des GATT möglichen Spielquotenregelung 
auf höchstens 27% im Hinblick auf die in anderen Län- 
dern bereits bestehenden wesentlich höheren Quoten 
als diskriminierend zu betrachten sei, wurde im Bundes- 
tag ein interfraktioneller Antrag (Bundestagsdrucksache 
889 neu) eingebracht, dem folgend der Bundestag am 
20. Oktober 195*4 folgenden Beschluß faßte: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, zu veranlassen, 
daß die Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei 
der IX. Jahrestagung des GATT, die am 28. Oktober 
1954 in Genf beginnt, sich darum bemühen, daß die 
Bestimmungen im GATT, welche die Entwicklung des 
deutschen Films besonders erschweren, mit dem Ziel 
ihrer Beseitigung überprüft werden." 

Auf Grund dieses Beschlusses des Bundestages und 
eines diesbezüglichen Beschlusses des Handelspolitischen 
Ausschusses vom 1. März 1955 kündigten die Vertreter 
der Bundesrepublik bei den Zollverhandlungen des 
GATT im März 1955 die den Vereinigten Staaten von 
Amerika gegenüber eingegangene Bindung, d. h. die oben 
erwähnte Anmerkung zu Zolltarifnummer 3708. Die im 
Anschluß an diese Kündigung durchgeführten Bespre- 
chungen und Verhandlung zwischen einer deutschen und 
einer amerikanischen Delegation führten am 26. April 
1956 zur Unterzeichnung eines „Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über Filmfragen". Die Unterzeich- 
nung wurde in Bonn für die Bundesrepublik durch den 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Prof. Dr, Hall- 
stein, für die Vereinigten Staaten von Amerika von Bot- 
schafter Prof. Conant vorgenommen. 

II. Einzelbegründung 

Artikel 1 enthält die Zustimmung der Regierung der Ver- 
einigten Staaten von Amerika zur vollständigen Aufhe- 
bung der Anmerkung zu Tarifnummer 3708 in der Liste 
XXXIII des GATT. 


Artikel 2 enthält die Erklärung der Bundesrepublik, den 
bisherigen Zustand bis zum 31. Dezember 1957 aufrecht- 
zuerhalten. Die Geltungsdauer dieser übernommenen 
Verpflichtung wird automatisch um ein weiteres Jahr 
verlängert, sofern sie nicht von einem der beiden Ver- 
tragsparteien zum 30. September 1957 ausdrücklich ge- 
kündigt wird. Dabei sind sich die Vertragsparteien dar- 
über einig, daß diese Verpflichtung die Anwendung des 
Artikels XIX (Notstandsklausel für Wareneinfuhren bei 
möglicher Schädigung der inländischen Produktion) nicht 
ausschließt. 

Das Zugeständnis der Aufrechterhaltung des Status 
quo bis zum 31. Dezember 1957 war erforderlich, da an- 
dernfalls die Vereinigten Staaten von Amerika Zoll- 
zugeständnisse im Gegenwert der in der Bundesrepublik 
erzielten Brutto-Verleiheinnahmen zurückgezogen und 
damit die um die Erhaltung ihres Absatzmarktes in den 
Vereinigten Staaten von Amerika schwer ringende 
deutsche Exportindustrie (insbesondere chemische und 
optische Industrie, Maschinenbau, Spielwaren und Solin- 
ger Industrie) empfindlich getroffen hätten. 

Die Befristung dieser Bindung bis zum 31. Dezember 
1957 bedeutet im Hinblick auf eine anfängliche amerika- 
nische Forderung, die Verpflichtung auf eine Dauer von 
3 Jahren vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ab- 
kommens an einzugehen, einen wesentlichen Fortschritt. 
Darüber hinaus hat die amerikanische Filmindustrie zu- 
gesagt, bei der Einfuhr von belichteten Kinofilmen in die 
Bundesrepublik Deutschland auch weiterhin die bisher 
eingehaltene Selbstbeschränkung zu üben. 

Artikel 3 beinhaltet die Zusage der Bundesrepublik, 
daß, falls nach Ablauf des in Artikel 2 erwähnten Zeit- 
raumes ein Spielzeitkontingent eingeführt werden und 
hierbei die deutsche Devisenlage Verbote oder Beschrän- 
kungen erforderlich machen sollte, diese Verbote oder 
Beschränkungen sich lediglich auf den Nichttransfer von 
Erträgnissen erstrecken sollten. Diese Verpflichtung kann 
jeweils bis zum 30. September mit Wirkung zum 31. De- 
zember des betreffenden Jahres gekündigt werden. 

Artikel 4 gewährt beiden Vertragsparteien den aus- 
drücklichen Vorbehalt der Rechte aus Artikel XXIII des 
GATT betreffend Schutz der Zugeständnisse und son- 
stigen Vorteile. Danach kann eine Vertragspartei, die die 
von der anderen Vertragspartei übernommenen Ver- 
pflichtungen durch deren Maßnahmen als verletzt an- 
sieht, dieser anderen Vertragspartei gegenüber schrift- 
liche Vorstellungen erheben und, soweit auf diese Vor- 
stellungen hin keine Abhilfe getroffen wird, die An- 
gelegenheit dem GATT vortragen. 

Artikel 5 enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 6 bestimmt, daß das Abkommen 1 Monat nach 
dem Tage in Kraft tritt, an dem bei der Regierung der 
Vereinigten Staaten von Amerika die Notifizierung ein- 
geht, daß das Abkommen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ratifiziert worden ist. 


III. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf gern. Art. 59 Abs. 2 GG der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zuständigen 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, weil 
es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 
Es ändert das materielle deutsche Zollrecht. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche Ber- 
lin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

(1) Die Bestimmung entspricht dem Erfordernis des Ar- 
tikels 82 Abs. 2 GG. 

(2) Nach dieser Bestimmung ist der Tag des Inkraft- 
tretens bekanntzugeben. 


Bundesdrudcerei Bonn 7611 10. 56 



